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Preußische * 


Jahrgang Jahrgang 1919 r. 53. 


(Nr. 11829.) Anordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend 0 einer 
Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerungen. Vom 9. Dezember 1919. 


Ai Grund der §§ 5a und 10 der Bekanntmachung zum Schutze der Mieter 
vom ee Ni) verordne ich mit Zuſtimmung des 
22. Juni 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 591) ) 32? 


Reichsarbeitsminiſters für den Umfang des Preußiſchen Staates, was folgt: 


9 

(1) Die Vorſtände (Magiſtrate, Bürgermeiſter, Gemeindevorſtände, eh de 
vorſteher) der Gemeinden über 2000 Einwohner, für die durch Erlaß von 
Anordnungen auf Grund des § 9 der Bekanntmachung über Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel vom 23. September 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1143) 
— Wohnungsmangelverordnung — das Vorliegen außergewöhnlicher Mißſtände 
infolge beſonders ſtarken Mangels an Wohnungen anerkannt iſt oder wird, haben 
im Benehmen mit den Vorſitzenden der zuſtändigen Einigungsämter, ſoweit ſolche 


bereits vorhanden ſind, binnen vier Wochen nach Erlaß dieſer Anordnung oder 


nach Erlaß einer Anordnung auf Grund des § I der Wohnungsmangelverordnung 
durch Beſchluß eine Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerungen von Mieträumen nach 
Anhörung eines von den Stadtverordnetenverſammlungen (Gemeindevertretungen, 
Bürgervorſteherkollegien) gewählten, zur Hälfte aus Hausbeſitzern, zur Hälfte 
aus Mietern beſtehenden Ausſchuſſes von höchſtens 10 Perſonen einzuführen. 

(2) Für die im Abſ. 1 bezeichneten Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern 
ſowie für Gutsbezirke, ſofern für dieſe eine Anordnung gemäß § 9 der Wohnungs— 
mangelverordnung erlaſſen iſt, kann eine Anordnung gemäß Abſ. 1 durch Beſchluß 
der Kreisausſchüſſe nach Anhörung eines zur Hälfte aus Hausbeſitzern, zur Hälfte 
aus Mietern beſtehenden Ausſchuſſes von höchſtens 10 Perſonen erlaſſen werden. 
Die Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſind von den Vertretungen derjenigen Gemeinden 
zu wählen oder von denjenigen Gutsvorſtehern zu benennen, welche der Vor⸗ 
ſitzende des Kreisausſchuſſes bezeichnet. Kommt eine Gemeinde (Gutsbezirk) der 
an ſie ergangenen Aufforderung nicht innerhalb der geſtellten Friſt nach, ſo 
fallen die von ihr zu benennenden Sachverſtändigen aus. Auf Anordnung der 
Kommunalaufſichtsbehörde haben die Kreisausſchüſſe einen Beſchluß gemäß 
Abſ. 1 zu faſſen. 8 
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(3) Gehören Gemeinden oder Gutsbezirke einem Wohnungsverband im 
Sinne der Verordnung vom 7. November 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1298) an, 
ſo hat der Ausſchuß des Wohnungsverbandes für die ihm angehörenden Gemeinden 
und Gutsbezirke an Stelle der einzelnen Gemeindevorſtände in dem im Abſ. 1 be⸗ 


zeichneten Verfahren die Höchſtgrenze feſtzuſetzen. Der Vorſitzende des Verbands⸗ 


ausſchuſſes bezeichnet die einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke des Wohnungsverbandes, 
von denen die Mitglieder des Sachverſtändigenausſchuſſes von höchſtens 10 Perſonen 
binnen einer von ihm zu ſtellenden Friſt zu benennen find. Abf. 2 Satz 3 findet 
Anwendung. 
() Für Neubauten, die nach dem 1. Januar 1917 fertiggeſtellt worden 
ſind, gilt dieſe Anordnung nicht. 
2 


$ 2. 
Die von den Gemeinden feſtzuſetzende Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerungen 


hat in einem prozentualen Zuſchlage zu dem am 1. Juli 1914 für die Wohnung 
oder Mieträume anderer Art oder für das Quadratmeter benutzter Fläche ver 
einbart geweſenen Mietzins oder, falls ein ſolcher nicht vereinbart oder aus be⸗ 
ſonderen Gründen außergewöhnlich niedrig geweſen iſt, aus dem am 1. Juli 1914 
für die Wohnungen oder ſonſtigen Mieträume oder Quadratmeter benutzter Fläche 
gleicher Art und Güte ortsüblich geweſenen Mietzins und in einem prozentualen 
Zuſchlage zu ihm zu beſtehen. Kl 
83. 

4) Hat der Vermieter vor dem Einigungsamte (§ 1 der Verordnung zum 
Schutze der Mieter vom 23. September 1918 — Reichs-⸗Geſetzbl. S. 1140 —) 
den Beweis erbracht, daß der für den 1. Juli 1914 vereinbart geweſene Miet⸗ 
zins außergewöhnlich niedrig geweſen iſt, ſo hat das Amt den für den 1. Juli 1914 
ortsüblich geweſenen Mietzins feſtzuſetzen. 

(2) Bei Feſtſetzung des für den 1. Juli 1914 für die Wohnung oder 
ſonſtigen Räume ortsüblich geweſenen Mietzinſes hat das Amt die Höhe der 
Belaſtung des Grundſtücks nicht zu berückſichtigen. 

66) In den Fällen des Abſ. 1 und 2 iſt von dem im $ 6 Abſ. 1 bezeich- 
neten Mietzahlungstermin ab der vom Amte feſtgeſetzte Mietzins für den 
1. Juli 1914 dem Zuſchlage gemäß § 2 zugrunde zu legen. 

c) Die Koſten für erforderlich werdende Gutachten von Sachverſtändigen 
hat der Vermieter allein zu tragen, es ſei denn, daß am 1. Juli 1914 ein 
Mietzins für die Räume nicht vereinbart geweſen iſt. In dieſem Falle haben 
die Parteien die Koſten je zur Hälfte zu tragen. 


94. f a 
() Gegen den im §1 Abſ. 1 bezeichneten Beſchluß der Gemeindevorſtände 
oder Ausſchüſſe von Wohnungsverbänden ſteht der Kommunglaufſichtsbehörde, 
welcher der Beſchluß unverzüglich einzureichen iſt, binnen zwei Wochen nach ev- 
folgter Einreichung der Einſpruch zu. Die Gemeindevorſtände haben binnen 
zwei Wochen nach erfolgtem Einſpruch über die Feſtſetzung der Höchſtgrenze in 
dem im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Verfahren erneuk zu beſchließen. Erhebt die 
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Kommunglaufſichtsbehörde wiederum friſtgemäß Einſpruch, fo ſetzt ein aus dem 
Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes als Vorſitzender und außerdem aus 10 Perſonen, 
zur Hälfte aus Hausbeſitzern, zur Hälfte aus Mietern beſtehender, vom Bezirks⸗ 
ausſchuß gewählter, mit den Verhältniſſen der Gemeinden vertrauter Sach⸗ 
verſtändigenausſchuß die Höchſtgrenze für die betreffenden Gemeinden endgültig feſt. 
Die Gemeindevorſtände haben in dieſem Falle dem Vorſitzenden des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes die notwendigen Unterlagen auf Erfordern unverzüglich einzureichen. 
Die Kommunalaufſichtsbehörde regelt das Verfahren vos dieſem Ausſchuſſe. 

(2) Hat der Ausſchuß eines Wohnungsverbandes gemäß § 1 Abſ. 3 die 

Höchſtgrenze feſtgeſetzt, ſo iſt die für den Wohnungsverband zuſtändige Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde auch für die Erhebung des Einſpruchs zuſtändig. Die für den 
Wohnungsverband zuſtändige Kommunalaufſichtsbehörde beſtimmt auch erforder⸗ 
lichenfalls denjenigen Bezirksausſchuß, der den Sachverſtändigenausſchuß zu 
wähben hat. 
5 (3) Haben die Gemeindevorſtände oder Ausſchüſſe von Wohnungsverbänden 
überhaupt nicht friſtgemäß beſchloſſen oder den Beſchluß nicht eingereicht oder 
nach Einſpruch durch die Kommunalaufſichtsbehörde binnen einer ihnen geſetzten 
Friſt den Beſchluß nicht erneut gefaßt, fo ſetzt der im Abſ. 1 bezeichnete Sach⸗ 
verſtändigenausſchuß die Höchſtgrenze ebenfalls feſt. 

() Haben Kreisausſchüſſe den im § 1 Abſ. 2 bezeichneten Beſchluß gefaßt, 
ſo ſteht der Kommunalaufſichtsbehörde binnen zwei Wochen nach der Einreichung 
des Beſchluſſes, die unverzüglich zu erfolgen hat, der Einſpruch binnen zwei Wochen 
mit der Wirkung zu, daß der Beſchluß außer Kraft tritt. Die Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde kann in dieſem Falle die Vorſchriften des Abſ. 1 anwenden. 

(6) Die nach § 1 gefaßten Beſchlüſſe treten mit Ablauf der Einſpruchs⸗ 

friſt, ſofern Einſpruch nicht eingelegt iſt, oder mit der Erklärung der Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde, daß ſie von dem Einſpruchsrechte keinen Gebrauch mache oder 
den eingelegten Einſpruch zurückziehe, in Kraft. 
(6) Die Beſchlüſſe find durch Bekanntmachungen in den für amtliche Be⸗ 
kanntmachungen beſtimmten Blättern ſowie auf ſonſtige Weiſe ortsüblich anzu⸗ 
zeigen. Die Anzeige darf erſt nach Ablauf der Einſpruchsfriſt oder nach der 
Erklärung der Kommunalaufſichtsbehörde, daß ſie von dem Einſpruchsrechte keinen 
Gebrauch mache, erfolgen. 

(7) Bei einer Anderung des in Kraft getretenen Beſchluſſes durch die Ge 
meindevorſtände (beziehungsweiſe Kreisausſchüſſe, Wohnungsverbände), die in dem 
im §1 Abſ. 1 vorgeſehenen Verfahren zu erfolgen hat, greift das Einſpruchsrecht der 
Kommunalaufſichtsbehörde mit der Maßgabe Platz, daß in dem Einſpruch anzu⸗ 
geben iſt, ob es bei dem urſprünglichen Beſchluſſe zu verbleiben hat oder ob und 
inwieweit der Abänderungsbeſchluß abzuändern iſt. Wird letzteres in dem Ein⸗ 
ſpruche beſtimmt, fo kommen für die im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Gemeindevor⸗ 
ſtände ſowie für Wohnungsverbände die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3, für 
Kreisausſchüſſe die Vorſchriften des Abſ. 4 zur entſprechenden Anwendung. 
Laufende Verträge werden von dem Abänderungsbeſchluſſe nicht berührt. 
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Kündigungen zum Zwecke der Mietfteigerung find vom Tage nach dev. Ver 
kündung dieſer Anordnung ab bis zur Veröffentlichung der Beſchlüſſe der im § 1 
Abſ. 1 bezeichneten Gemeindevorſtände oder Ausſchüſſe der Wohnungsverbände 
unwirkſam. 

6. 

(1) Die laufenden Mietverträge ſowie die vor dem Erlaſſe dieſer Anordnung 
erfolgten Feſtſetzungen des Mietzinſes durch die Einigungsämter bleiben inſoweit 
unberührt, als fie die auf Grund des § 2 dieſer Anordnung zuläſſige Höchft 
grenze nicht überſchreiten. Im übrigen ermäßigen ſich die bis zum Erlaſſe dieſer 
Anordnung vereinbarten oder durch die Einigungsämter feſtgeſetzten Mieten vom 
nächſten Mietzahlungstermine nach Bekanntmachung des Beſchluſſes gemäß § 1 
oder nach Bekanntmachung einer Ergänzung gemäß § 4 ab von ſelber auf die 
zuläſſige Höchſtgrenze. EN 

e) Der Vermieter hat dem Mieter wahrheitsgemäße Auskunft über die Höhe 
des am 1. Juli 1914 für die Wohnung oder ſonſtigen Mieträume vereinbart 
geweſenen Mietzinſes mit der Verſicherung der Richtigkeit ſeiner Angabe zu geben. 
Insbeſondere hat der Vermieter einen in ſeinem Beſitze befindlichen Mietvertrag 
über die Wohnung oder ſonſtigen Mieträume, aus dem der für den 1. Juli 1914 
vereinbart geweſene Mietpreis hervorgeht, dem Mieter vor der nächſten Mietzins⸗ 
zahlung vorzulegen. Auf Antrag des Mieters hat das Einigungsamt den Ver⸗ 
mieter zur Abgabe eidesſtattlicher Erklärungen vor dem Amte anzuhalten. Im 
Streitfalle ſetzt das Einigungsamt den Mietzins auf Anrufen der Parteien end⸗ 
gültig feſt. 
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S N 3 
() Inſoweit die letzten Preisvereinbarungen über Mieträume mit Zentral⸗ 
heizung oder Warmwaſſerverſorgung vor dem 25. Juni 1919 getroffen ſind, regelt 
ſich der Anſpruch des Vermieters auf Erhöhung des Mietpreiſes oder der beſonderen 
Vergütung für die Heizung oder Warmwaſſerverſorgung nach der Verordnung 


über Sammelheizungs⸗ und Warmwaſſerverſorgungsanlagen in Mieträumen vom 


22. Juni 1919 (Reichs-Geſetzbl. S. 595). Beſtimmt die Schiedsſtelle gemäß 984 
der Verordnung vom 22. Juni 1919 (Reichs-Geſetzbl. S. 596), daß eine Trennung 
des Mietzinſes von der Nebenleiſtung zu erfolgen hat, ſo regelt ſich die Höhe des 
Mietzinſes nach der Vorſchrift des § 2 dieſer Anordnung; die der Nebenleiſtung 
wird, wie bisher, von der Schiedsſtelle beſtimmt. d 
(e) Inſoweit die letzten Preisvereinbarungen über derartige Mieträume nach 
dem 25. Juni 1919 abgeſchloſſen ſind, hat der Vorſtand der Gemeinde oder der 
Ausſchuß des Wohnungsverbandes eine Trennung der reinen Grundmiete von 
den Koſten für Heizung oder Warmwaſſerverſorgung vom 1. Januar 1920 ab 
vorzunehmen. 

6) Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet auch dann Anwendung, wenn die Parteien 
bereits eine Trennung zwiſchen Grundmiete und Koſten für Heizung oder Warm⸗ 
waſſerverſorgung vorgenommen haben. In dieſem Falle ſind die vertragsgemäß 
getrennten Beträge zuſammenzurechnen. Die Geſamtſumme iſt der Trennung 
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durch den Gemeindevorſtand oder Ausſchuß des Wohnungsverbandes zugrunde 
zu legen. f 5 
(% Zur Ermittlung der reinen Grundmiete des Jahres 1914 iſt zunächſt 
von dem am 1. Juli 1914 für die betreffenden Mieträume vereinbart geweſenen 
oder für ſolche Räume ortsüblich geweſenen Mietzins (vergleiche $$ 2, 3) ein 
beſtimmter, vom Vorſtande der Gemeinde oder Ausſchuſſe des Wohnungsverbandes 
allgemein feſtzuſetzender Prozentſatz für Heizung und ein ſolcher für Warmwaſſer⸗ 
verforgung oder für eines von beiden in Abzug zu bringen und ſodann zu dein 
Reſtbetrage der vom Gemeindevorſtand oder Ausſchuſſe des Wohnungsverbandes 
feſtzuſetzende Zuſchlag nach § 2 hinzuzurechnen. 

6) Der Vermieter hat über die entſtandenen Koſten für Heizung und 
Warmwaſſerverſorgung oder eines von beiden ordnungsmäßig Buch zu führen 
und die Bücher zu beſtimmten Terminen einem von den Mietern des betreffenden 
Hauſes zu wählenden, höchſtens aus 1 bis 3 Perſonen beſtehenden Ausſchuſſe 
vorzulegen, der die entſtandenen Koſten an Hand der Bücher gemeinſchaftlich mit 
dem Vermieter tatſächlich feſtſtellt. Im Streitfall entſcheidet das Einigungsamt 
endgültig. Die näheren Beſtimmungen über die Wahl des Mieterausſchuſſes 
trifft der Gemeindevorſtand oder der Ausſchuß des Wohnungsverbandes nach 
Erfordern. 

(6) Die ſo ermittelten Koſten für Heizung oder Warmwaſſerverſorgung 
ſind zu beſtimmten Terminen auf die einzelnen Wohnungen oder ſonſtigen Miet⸗ 
räume der Häuſer nach einem vom Gemeindevorſtande beziehungsweiſe Ausſchuſſe 
des Wohnungsverbandes allgemein zu beſtimmenden Maßſtabe (3. B. nach dem 
Quadratmeter der beheizten Fläche oder nach der Anzahl der Rippen in den auf⸗ 
geſtellten Heizkörpern) umzulegen. 

(7) Der Vermieter darf erſtmalig einen Vorſchuß höchſtens bis zu dem für 
den Januar 1920 vorausſichtlich auf die Mieter entfallenden Koſtenanteil für 
Zentralheizung und Warmwaſſerverſorgung oder, je nach Vorhandenſein, für eines 
von beiden verlangen. Der Vorſchuß wird im Streitfalle von der Schiedsſtelle 
feſtgeſetzt und iſt bei Zahlung der Heizkoſten zu verrechnen. 

(8) Die Gemeindevorſtände oder Ausſchüſſe von Wohnungsverbänden können 
anſtatt des in Abſ. 5 bis 7 vorgeſehenen Verfahrens gemäß § 1 dieſer Anordnung 
auch ein für allemal für die Gemeinde beziehungsweiſe den Wohnungsverband eine 
Vorausbezahlung der Heizungskoſten durch den Mieter zuſammen mit der Miete 
in der Weiſe beſtimmen, daß die mutmaßlichen Koſten auf der Grundlage der 
Leiſtungen des Vermieters in früheren Heizungsperioden und der neueſten Kohlen⸗ 
preiſe für längſtens ein Jahr abgeſchätzt und als Zuſchläge zu den Mieten all 
gemein feſtgeſetzt und bekanntgegeben werden. In dieſem Falle gelten ſinngemäß 
die Beſtimmungen des § 4. Der nachträgliche Einwand, daß die Koſten tatſächlich 
nicht ſo hoch oder noch höher geweſen ſeien, iſt den Parteien dann abgeſchnitten. 

(9) Die Koſten für die Heizung und Warmwaſſerverſorgung oder, je nach 
Vorhandenſein, für eines von beiden hat der Mieter zu tragen, es ſei denn, daß 
die ungewöhnliche Höhe der Koſten die Heranziehung des Vermieters zu den 

Koſten gerechtfertigt erſcheinen läßt. In dieſem Falle hat der Gemeindevorſtand 
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beziehungsweiſe Ausſchuß des Wohnungsverbandes die Beteiligung des Vermieters 
für beſtimmte Zeitabſchnitte feſtzuſetzen. Er iſt berechtigt, hierbei auf die Größe und 
Lage der Mieträume und auf die Vermögens⸗ und Einkommensverhältniſſe der 


Parteien Rückſicht zu nehmen. Im Falle des Abf. 8 werden die Zuſchläge ent⸗ 


ſprechend gekürzt. Für die Feſtſetzungen gelten ſinngemäß die Beſtimmungen des § 4. 
(10) Der § 2 der Reichsverordnung vom 22. Juni 1919 — Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 596 — bleibt unberührt. $ 
(11) Bei Beſchaffung und Verwendung des Heizmaterials kann, auch abgefehen 
von dem Falle des Abſ. 5, einem Mieterausſchuß ein Mitwirkungs- und Kontroll⸗ 
recht nach näherer Beſtimmung des Gemeindevorſtandes beziehungsweiſe Ausſchuſſes 
des Wohnungsverbandes zugeſtanden werden. 


§8. 

(1) Nach Erlaß dieſer Anordnung unter Überſchreitung der Höchſtgrenze 
abgeſchloſſene oder mit alten Mietern verlängerte Verträge gelten als zur Höchſt⸗ 
grenze abgeſchloſſen. § 6 Abſ. 2 findet Anwendung. Inſoweit der Mietzins die 
Höchſtgrenze überſteigt, kann er nach Maßgabe der Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die ungerechtfertigte Bereicherung zurückgefordert werden. 

(2) Als Mietzins gilt auch jede geldwerte Leiſtung des Mieters an den 
Vermieter, insbeſondere die Übernahme derjenigen Reparaturkoſten durch den 
Mieter, die nach § 536 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Vermieter zu tragen hat. 
Die Höhe der geldwerten Leiſtungen ſetzt im Streitfall endgültig das Einigungs⸗ 
amt feſt. 

(3) Entgegenſtehende Vereinbarungen find unwirkſam. 


N 
Das Einigungsamt kann im Einzelfalle den Mietzins unter den an und 
für ſich als angemeſſen erkannten Mietzins feſtſetzen oder unter dieſen auf Antrag 
des Mieters herabſetzen, wenn die Abwägung der beſonderen perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe dies rechtfertigt. 
810. 

Im einzelnen Falle kann dem Vermieter auf Antrag für einen feſt zu be 
ſtimmenden Zeitraum durch das Einigungsamt ein über den Höchſtſatz der Miete 
hinausgehender Zuſchlag zur Miete zugebilligt werden, wenn er nachweiſt, daß: 

a) er ohne ſolchen Zuſchlag bei der Verwaltung des fraglichen Grund- 

ſtücks unverſchuldete Zubußen zu leiſten haben würde, und außerdem 

b) die Zubußen bei der Verwaltung nur entweder durch notwendige, 

im letzten Jahre ausgeführte oder im bevorſtehenden Jahre auszu⸗ 
führende bauliche Inſtandſetzungsarbeiten oder durch Erhöhung der 
vom Grundſtücke zu entrichtenden öffentlich-rechtlichen Abgaben verur⸗ 
ſacht ſind. a 
Eine Verlängerung des Zeitraums, für welchen der beſondere Zuſchlag zur 
Miete zugebilligt iſt, iſt wegen derſelben Inſtandſetzungsarbeiten unzuläſſig. 
Scheidet während des feſtgeſetzten Zeitraums ein Mieter aus, ſo kann der auf 
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die Mieträume entfallende Zuſchlag dem nachfolgenden Mieter gegenüber anders 
feſtgeſetzt werden. Die Koſten von baupolizeilichen oder ſonſtigen Gutachten, welche 
auf Grund dieſer Vorſchrift erforderlich werden, hat der Vermieter zu tragen. 


gu. 


Hat der Mieter einen Antrag gemäß $ 9 oder der Vermieter einen Antrag 
gemäß § 10 geſtellt, fo find, falls die Vorausſetzungen für die grundſätzliche Be 
willigung des Antrags des Vermieters tatfächlich gegeben find, die Vermögens⸗ 
und Einkommensverhältniſſe beidey Parteien vom Einigungsamte gegeneinander 
abzuwägen. Die Entſcheidung iſt nach billigem Ermeſſen zu treffen. Zugunſten 
des Vermieters kann im Falle des § 10 ein Ausgleich dahin getroffen werden, 
daß die Zuſchläge der Mieter vom Einigungsamte nach dem Maßſtabe der Mieten 
in verſchiedener Höhe feſtgeſetzt werden. 


$ 12. 

Die Untervermietung von Wohnungen oder Wohnungsteilen ſowie die 
Vermietung von möblierten Wohnungen durch die Hauseigentümer oder ſonſtige 
Berechtigte unterliegt bezüglich der Höhe des Mietzinſes ſowie der Vergütung 
für Nebenleiſtungen aller Art vom Tage nach der Verkündung dieſer Anordnung 
ab in den im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Gemeinden der Genehmigung des Gemeinde⸗ 
vorſtandes, inſoweit dieſe nicht ſchon bisher erforderlich war. Im Falle der 
Verſagung der Genehmigung iſt die Beſchwerde an das zuftändige Einigungsamt 
binnen einer Woche zuläſſig. Dieſes kann die Höhe des Mietzinſes ſowie die 
Vergütung für Nebenleiſtungen nach billigem Ermeſſen feſtſetzen. Wird die 
Genehmigung des Gemeindevorſtandes beziehungsweiſe des zuſtändigen Einigungs⸗ 
amtes nicht eingeholt oder die Genehmigung bezüglich der Höhe des Miet⸗ 
zinſes oder der zuläſſigen Vergütung für Nebenleiſtungen aller Art durch den 
Vermieter nicht zur Kenntnis des Mieters oder Aftermieters gebracht, ſo gilt der 
Vertrag als über die Wohnung oder den Wohnungsteil in unmöbliertem Zu⸗ 
ſtande abgeſchloſſen. In dieſem Falle finden die Vorſchriften der §§ 1 bis 11 
dieſer Anordnung entſprechende Anwendung. Für das einzelne Zimmer ſowohl 
von möblierten wie von unmöblierten Wohnungen iſt derjenige Bruchteil des aus 
$ 2 fich ergebenden Mietzinſes zu entrichten, der bei gleichmäßiger Verteilung des 
Mietzinſes auf die Anzahl der bewohnbaren Räume der Wohnung ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihre Möblierung, Größe und Güte entfällt. 5 n 


813. 

Auf Verträge, die unter Außerachtlaſſung oder Umgehung der Vorſchriften 
dieſer Anordnung abgeſchloſſen ſind, finden die Vorſchriften des § 8 entſprechende 
Anwendung. 

814. 

Die Gemeinden haben Einigungsämter (§ 1 der Verordnung zum Schutze 

der Mieter vom 23. September 1918 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 1140 —), ſoweit 
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dies noch nicht geſchehen, unverzüglich einzurichten. Die Einrichtung gemeinfchaft- 
licher Einigungsämter für mehrere Gemeinden und Gutsbezirke, einen Amtsbezirk 
oder ſonſtige Kreisteile oder für den ganzen Kreis, gegebenenfalls mit Ausſchluß 
der Gemeinden, in denen ein ſolehes Amt ſich bereits befindet oder eingerichtet 
wird, iſt zuläſſig. Die Einrichtung eines Kreismieteinigungsamts hat zu erfolgen, 
falls ſonſt mangels einer für den Vorſitz oder ſtellvertretenden Vorſitz des 
Einigungsamts geeigneten oder bereiten Perſönlichkeit die Einrichtung nicht 
durchführbar oder ſonſt für Gutsbezirke die Zuſtändigkeit eines Einigungsamts 
nicht begründet iſt. a 
So 

() Die Beiſitzer der Einigungsämter find, ſoweit dies nicht ſchon bisher ge 
ſchehen, von den Gemeindevertretungen oder Stadtverordnetenverſammlungen 
(Bürgervorſteherkollegien) binnen vier Wochen nach Inkrafttreten dieſer Anordnung 
zu wählen. Ernannte Beiſitzer ſcheiden damit aus dem Amte aus. Durch die 
Kommunalaufſichtsbehörde kann die Friſt angemeſſen verlängert werden. Inner⸗ 
halb der Friſt behält es bei dem bisherigen Verfahren fein Bewenden. 

e) Iſt das Einigungsamt für mehrere Gemeinden und Gutsbezirke gebildet, 
ſo hat die Wahl der Beiſitzer durch die Vertretung des den Gemeinden und 
Gutsbezirken gemeinſamen höheren Kommunalverbandes (Amts- und Landbürger⸗ 
meiſtereiverſammlungen, Kreistage uſw.) zu erfolgen. Das Nähere über die Wahl⸗ 
periode und die Art der Wahl der Beiſitzer wird durch einfachen Beſchluß der 
Vertretung des Kommunalverbandes beſtimmt. . i 

(6) Sind innerhalb des Bezirkes, für welchen das Einigungsamt errichtet wird, 
Vermieter⸗ oder Mietervereinigungen gebildet, ſo kann dieſen ein Vorſchlagsrecht 
für die Wahl der Beiſitzer nach näherer Beſtimmung des Vorſtandes des Kom— 
munalverbandes (d. h. des Gemeindevorſtehers, Gemeindevorſtandes, Amtmanns, Land⸗ 
bürgermeiſters, Magiſtrats, Bürgermeiſters, Kreisausſchuſſes) eingeräumt werden 


8 16. 

Die Beiſitzer, die an einer Sitzung des Einigungsamts teilnehmen, ſollen 
tunlichſt der Gemeinde oder dem Gutsbezirk angehören, aus welchem die zur 
Entſcheidung ſtehende Mietſache herrührt, ſonſt aber jedenfalls einer benachbarten 
oder in der Nähe befindlichen Gemeinde. N 


: 27; 
Dieſe Anordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 9. Dezember 1919. 5 


Der Minifter für Volkswohlſahrt. 
Stegerwald. 


5 Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 %is 1883 zu 
6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. g 


